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1. Einleitung
Früher stand das Schuldbe-
trei bungs- und Konkursrecht
(SchKG) für Konstanz und Ver-
lässlichkeit. Es erwies sich weitge-
hend als revisionsresistent. Dies
hatsichinletzterZeitgeändert. Im-
mer häufiger haben Änderungen
anderer Gesetze auch eine Anpas-
sung des SchKG zur Folge. Zum
Beispiel: Das im Rahmen der Re-
visionderMehrwertsteuer (MwSt.)
eingeführte Privileg für MwSt.-
Forderungen.

Der gesetzgeberische Aktivis-
mus hat auch die Privilegienord-
nung erfasst: 
< Diese wurde per 1. Januar 1997
grundlegend geändert.
< Die per 1. Januar 1997 abge-
schafften Privilegien für öffent-
lich-rechtliche Forderungen (aus
Alters- und Hinterlassenen-, Inva-
liden- sowie Unfallversicherung
und andere) wurden per 1. Januar
2001 wieder eingeführt.
< Per 1. Januar 2005 wurde das
 Arbeitnehmerprivileg geändert,
indem für die Sechsmonatsfrist
 alternativ zur Entstehung der For-
derung auch an deren Fälligkeit
angeknüpft wird («in den letzten
sechs Monaten vor der Insolvenz
entstanden oder fällig geworden»).
< Per 1. Januar 2007 sind auch
 Unterhaltsansprüche nach Part-
nerschaftsgesetz in der ersten Klas-
se privilegiert.
< Per 1. Januar 2010 sind die For-
derungen der MwSt. in der zwei-
ten Klasse privilegiert.
< Per 1. Dezember 2010 wird beim
Arbeitnehmerprivileg eine betrag-
liche Obergrenze eingeführt.

Im Rahmen der beabsichtigten
Revision des Sanierungsrechts hat
das Bundesamt für Justiz entschie-
den, die «heisse Kartoffel» Privile-

gien  – vor allem solche für öffent-
lich-rechtliche Forderungen – mit
einer Ausnahme nicht mehr anzu-
fassen. Damit hat es dem Vor-
schlag der Expertengruppe
«Nachlass recht», nämlich sämtli-
che Privilegien für öffentlich-
rechtliche Forderungen abzuschaf-
fen, eine Abfuhr erteilt.

Die Aussage, die in der «Neuen
Zürcher Zeitung» vom 12. No-
vember 2009 zu lesen war – wenn
auch in anderem Zusammen-
hang –, gilt unverändert auch 
für die Privilegien nach SchKG:

«Privilegien sind oft wie Dro-
gen: So schädlich sie auch sein mö-
gen, man bringt sie fast nicht mehr
weg – weil jeder Entzugsversuch
zu einem Aufschrei der Betroffe-
nen führt.»

Bevor auf die erwähnten Geset-
zesänderungen eingegangen wird,
nachfolgend ein paar grundlegen-
de Aspekte zu den Privilegien.

2. Allgemeines
Privilegiert ist die Forderung –
nicht der Gläubiger persönlich.
Das hat verschiedene Ausprägun-
gen und Auswirkungen: Das Privi-
leg ist ein Vorzugs- beziehungswei-
se ein Nebenrecht der Hauptfor -
derung imSinnedesZivilrechts (Ar-
tikel 170 des schweizerischen Obli-
gationenrechts [OR]). Dies heisst:
< So wie der Kaugummi am Schuh
klebt, klebt das Privileg an der For-
derung. Wechselt die Forderung
den Gläubiger, wechselt das Privi-
leg mit. Dies gilt bei der Abtretung
der Forderung und bei der Subro-
gation (wie sie bei Leistung von
Insolvenzentschädigung oder Ar-
beitslosenentgelt häufig ist). 
< In zeitlicher Hinsicht kommt es
auf den Zeitpunkt der Entstehung
einer Forderung an, ob sie privile-

giert ist oder nicht. Ist eine Forde-
rung bei Entstehung privilegiert,
so bleibt das Privileg bei Übertra-
gung erhalten. Fehlt es einer For-
derung bei Entstehung an der Pri-
vilegierung, so kann diese nicht
nachträglich entstehen, also auch
nicht durch Übertragung der For-
derung. Dazu später mehr.
< Das Privileg kann nicht unab-
hängig von der Forderung übertra-
gen werden. Wie gesagt: Der Kau-
gummi klebt am Schuh.

Wenn die Hauptforderung pri-
vilegiert ist, sind es auch die Ne-
benrechte als akzessorische An-
sprüche. Dies gilt etwa für Zinsen
und Betreibungskosten. Sonstige
Ansprüche sind dagegen nicht pri-
vilegiert. Dies gilt etwa für Mahn-,
Bearbeitungs- oder Verwaltungs-
kosten – sofern sie überhaupt in
der Insolvenz geltend gemacht
werden können. 

3. Privileg der BVG-
Vorsorgeeinrichtung
Privilegiert in der ersten Klasse
sind die Forderungen der Einrich-
tungen gemäss dem Bundesge  - setz
über die berufliche Vorsorge
(BVG) gegenüber den angeschlos-
senen Arbeitgebern. Das Bundes-
gericht hat mehrfach entschieden,
dass dies für alle Forderungen «un-
abhängig ihrer rechtlichen Grund-
lage» gelte. Dies ist dogmatisch
falsch. Das Privileg muss auf Bei-
tragsforderungen beschränkt sein.
Diese Auffassung hat auch die
 Expertengruppe «Nachlassrecht»
vertreten und vorgeschlagen, das
Gesetz entsprechend zu ändern.
Aufgrund der grossen Brisanz hat
das Bundesamt für Justiz in sei-
nem Begleitbericht vom Dezem-
ber 2008 jedoch darauf verzichtet,
dem Parlament erneut Änderun-
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gen vorzuschlagen. Wie unsinnig
die Auffassung ist, dass alle Forde-
rungen privilegiert sein sollen,
zeigt ein neuerer Bundesgerichts-
entscheid: Die spätere SAirGroup
gab verschiedene Anleihensobliga-
tionen aus. Sie legte diese zur öf-
fentlichen Zeichnung auf. Die An-
leihensobligationen waren an der
Börse kotiert. Die beteiligten Ban-
ken übernahmen diese fest und
platzierten sie auf dem Markt. Die
Kaderversicherung der SAirGroup
erwarb von den Banken und später
auf dem Markt solche Papiere im
Wert von knapp  14 Millionen
Franken und wollte dafür in der
ersten Klasse kolloziert werden. 

Der SAirGroup-Liquidator wal-
tete seines Amtes und tat das Rich-
tige: Er verwies diese Forderungen
in die dritte Klasse. Daraufhin
führte die Kaderversicherung Kol-
lokationsklage und verlangte die
Kollokation in der ersten Klasse.
Die erste und zweite Instanz wie-
sen die Klage ab und verwiesen die
Forderungen in die dritte Klasse.
Das Bundesgericht hielt in der
Folge eisern daran fest, dass alle
Forderungen «unabhängig ihrer
rechtlichen Grundlage» privile-
giert seien. Es fühlte sich an den
Willen des Gesetzgebers gebun-
den, dass sämtliche Forderungen
von Vorsorgeeinrichtungen privi-
legiert seien. Also hiess es die Kol-
lokation dieser Forderungen in der
ersten Klasse gut. 

Dieser Entscheid ist verfehlt.
Eine kurze Analyse zeigt das Fol-
gende: Wie bereits erwähnt, ist
nicht der Gläubiger persönlich
privilegiert, sondern die For -
derung. Dies sollte auch beim
 Privileg der Vorsorgeeinrichtung
gelten. Damit ist für die Privilegie-
rung der Entstehungszeitpunkt
der Forderung entscheidend. Die
Forderungen aus Anleihensobliga-
tionen entstehen mit ihrer Aus -
gabe und damit mit der Fest -
übernahme durch die Banken. Im
damaligen Zeitpunkt waren diese
klarerweise nicht privilegiert. Ge-

mäss Bundesgericht soll das Privi-
leg ex post – sozusagen aus dem
Nichts heraus – entstanden sein.
Und zwar in dem Moment, als die
Kaderversicherung die Anleihens-
obligationen erworben hat. Dies
ist insolvenzrechtlicher Hokus -
pokus und kann kaum der Ansicht
des historischen Gesetzgebers ent-
sprochen haben, an dessen Wille
sich das Bundesgericht so sklavisch
gebunden fühlte. 

Noch offensichtlicher wird dies
beim Versuch, das Kaninchen wie-
der wegzuzaubern: Lassen wir die
Kaderversicherung einen Teil der
Anleihensobligationen über die
Börse beispielsweise an einen be-
liebigen Dritten veräussern. Jedes
andere Privileg bleibt – wie bereits
dargelegt – bei der Übertragung
der Forderung erhalten, was als
Nebenrecht evident ist. Nicht aber
in diesem konstruierten Fall: Da
der Dritte nicht als privilegierter
Gläubiger gilt, verschwindet das
Privileg bei der Übertragung der
Forderung an diesen einfach wie-
der. So unerklärlich wie das Privi-
leg beim Erwerb durch die Kader-
versicherung entstanden ist, so un-
erklärlich verschwindet es wieder
bei der Übertragung. 

Das Bundesgericht schafft mit
seiner Rechtsprechung eine völlig
neue und einzigartige Kategorie
von Privileg: eine Art transitori-
sches Privileg. Dies ist system-
fremd und macht keinen Sinn.
Dies gilt umso mehr, wenn man
bedenkt, dass es sich bei kotierten
Anleihensobligationen aus zivil-
rechtlicher Sicht um homogene
Güter handelt. Diese Homogeni-
tät wird durch das transitorische
Privileg gerade zerstört. Diese
Rechtsprechung ist daher verfehlt.
Sie lädt geradezu ein, mit Forde-
rungen Handel zu treiben – selbst
in der Insolvenz. 

4. Privileg der
Arbeitnehmer
Wie einleitend erwähnt wird seit
Jahren am Arbeitnehmerprivileg

herumgebastelt. Die nächste Ge-
setzesänderung steht per 1. De-
zember 2010 bevor. Dazu nachfol-
gend drei Teilaspekte.

4.1 Zeitliche Aspekte

4.1.1  Entstanden oder 

fällig geworden

Früher waren Arbeitnehmerforde-
rungen privilegiert, wenn sie in-
nert sechs Monaten vor der Insol-
venz entstanden waren. Mit der
Gesetzesänderung vom 1. Januar
2005 hat sich dies geändert: Alter-
nativ zur Entstehung der Forde-
rung genügt es, dass die Forderung
in den letzten sechs Monaten vor
dem Konkurs fällig geworden ist.
Dies führt zuweilen zu seltsamen
Resultaten: Zivilrechtlich fällt die
Entstehung und die Fälligkeit der
Forderung häufig zusammen, da
Forderungen in aller Regel sofort
(das heisst mit Entstehung) auch
gleich fällig werden. Daneben gibt
es aber auch Ansprüche, welche
pro rata temporis entstehen, aber
erst viel später fällig werden. So
verhält es sich etwa für den 13.
Monatslohn, Gratifikationen oder
Boni. Dies hatte bis Ende 2004
zur Folge, dass sie nur pro rata
temporis privilegiert waren. 

Dazu ein Beispiel zum 13. Mo-
natslohn:
< Fälligkeit per 15. Dezember eines
jeden Jahres.
< Konkurseröffnung Mitte Juni
2010.
< Vom 13. Monatslohn 2010 sind
sechs Monate (Januar bis Juni
2010) privilegiert, da diese in den
letzten sechs Monaten vor Kon-
kurseröffnung (pro rata) entstan-
den sind.
< Der Anspruch auf den 13. Mo-
natslohn 2009 ist vollständig pri-
vilegiert, da er in den letzten sechs
Monaten vor der Konkurseröff-
nung fällig geworden ist.
< Das Privileg erfasst damit annä-
hernd 18 Monate.

Bei Gratifikationen und Boni
kann es je nach vertraglicher Re-
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gelung der Fälligkeit dazu füh-
ren, dass solche Ansprüche noch
über mehrere Jahre zurück privi-
legiert sind. Zudem kann die
Fälligkeit rechtsgeschäftlich ver-
einbart werden. Auf diesem Weg
kann das Privileg signifikant aus-
gedehnt werden.

4.1.2 Von der Rückwärts-

zur Vorwärtsfrist

4.1.2.1 Bis November 2010

Als privilegierte Forderungen gal-
ten in zeitlicher Hinsicht bisher
jene Forderungen, die «in den letz-
ten sechs Monaten vor Konkurs»
entstanden oder fällig geworden
sind. Nach heutigem Recht um-
stritten ist die Frage, wie Forde-
rungen zu behandeln sind, welche
nach der Insolvenz entstanden

sind. Dabei handelt es sich einer-
seits um Forderungen aus unge-
kündigten, unbefristeten Arbeits-
verhältnissen. Die Praxis zeigt,
dass Arbeitsverhältnisse oftmals
nicht gekündigt werden. Anderer-
seits geht es um länger befristete
Arbeitsverhältnisse, die erst einige
Zeit nach der Insolvenz enden. 

Es gibt im Wesentlichen drei
Ansichten, wie solche neuen For-
derungen bei der Kollokation zu
behandeln sind:
< In der ersten Klasse zulassen.
< Zulassen, aber nur als Drittklass-
forderungen.
< Solche Forderungen ganz abwei-
sen. Als Konkursforderungen gel-
ten nur solche, welche vor dem
Konkurs entstanden sind. Dies gilt
generell, namentlich für alle Dau-
erschuldverhältnisse und damit

auch für den Arbeitsvertrag. Um
es mit den Worten des Bundesge-
richts (BGE 48 II 162) auszu -
drücken: Es ist eine «abwegige
Rechtsfigur», eine nach Konkurs
entstandene Forderung zu privile-
gieren. Nur vor der Insolvenz ent-
standene Forderungen sind Insol-
venzforderungen. 

So weit die Rechtsunsicherheit
unter geltendem Recht. 

4.1.2.2 Ab 1. Dezember 2010 

Wie wir sogleich noch erörtern
werden, wird das Gesetz auf
den   1. Dezember 2010 geändert:
Gewisse Arbeitnehmerforderun-
gen sind nur noch bis zu einem
Höchstbetrag privilegiert. In die-
sem Zusammenhang wurde auch
die Formulierung für die Sechs-
monatsfrist geändert. Neu heisst
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es nicht mehr «in den letzten
sechs Monaten vor Konkurs»,
sondern: «nicht früher als sechs
Monate vor Konkurs» entstanden
oder fällig geworden. Gemäss der
Botschaft des Bundesrates handelt
es sich dabei um eine «redaktio-
nelle Umformulierung». Mate-
riell, heisst es, ändere sich dabei
nichts. Dem ist aber nicht so:

Die neue Formulierung wurde
vom Bundesrat vorgeschlagen.
 Dabei hat er den Vorschlag der
 Ex pertengruppe «Nachlassverfah-
ren» übernommen. Diese wollte
der Ungewissheit zum geltenden
Recht – wie also Forderungen zu
behandeln sind, die nach Konkurs-
eröffnung entstehen – ein Ende
setzen. Derartige Fälle sind wie
dargelegt häufig. Ab dem 1. De-
zember 2010 wird Klarheit herr-
schen:Forderungen,dienachKon-
kurseröffnung entstanden sind,
gelten ebenfalls als Konkursforde-
rungen. Im französischen und ita-
lienischen Wortlaut kommt dies
noch deutlicher zum Ausdruck.
Bei befristeten oder unbefristeten
Arbeitsverhältnissen mit langer
Kündigungsfrist kann dies dazu
führen, dass noch für eine lange
Zeit nach Konkurseröffnung eine
privilegierte Forderung besteht.

Damit findet – sozusagen durch
die Hintertür – ein Konzeptwech-
sel statt. Anstatt einer Rückwärts-
frist gilt neu eine Vorwärtsfrist.
Damit wird für Forderungen aus
Arbeitsverträgen – im Vergleich zu
Forderungen aus allen anderen
Dauerschuldverhältnissen – ein
Sonderrecht geschaffen. Eine Kor-
rektur findet insofern statt, als neu
auch eine betragsmässige Begren-
zung für Erstklassforderungen gilt.
Meines Erachtens drängt sich hier
eine teleologische Reduktion der
neuen Regelung auf. Denn wenn
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis
nicht durch Kündigung beendigt
wird, entstehen zivilrechtlich For-
derungen stetig weiter. Dies ob-
wohl selbstverständlich eine Scha-
densminderungspflicht gilt. Es

geht aber nicht an, Forderungen
über längere Zeit zu privilegieren.
Das Privileg sollte deshalb nur
während der Kündigungsfrist ge-
währt werden, nicht darüber hi-
naus. Sollten die vertragliche und
die gesetzliche Kündigungsfrist
nicht gleich sein, ist die kürzere
Frist anzuwenden. 

4.2 Betragsmässige 

Begrenzung

4.2.1 Inkrafttreten

Per 1. Dezember 2010 tritt eine be-
tragsmässige Begrenzung in Kraft.
Übergangsrechtlich gilt das neue
Recht, wenn es nach dem Inkraft-
treten zum Konkurs kommt, das
Fortsetzungsbegehren gestellt, die
Nachlassstundung bewilligt oder
eine Gesellschaft zufolge Organi-
sationsmängel aufgelöst und nach
dem Bestimmungen des Konkurs-
rechts abgewickelt wird. 

4.2.2 Kategorien von 

Forderungen

Die Einführung einer Höchst-
grenze privilegierter Arbeitneh-
merforderungen machte es not-
wendig, die Bestimmung über das
Arbeitnehmerprivileg generell neu
zu fassen. Es gibt neu drei Katego-
rien von Forderungen (Art. 219
Abs. 4 Erste Klasse SchKG):
< Rückforderungen von Kautio-
nen (lit. abis): Da gibt es weder eine
zeitliche noch eine betragsmässige
Schranke.
< Forderungen aus Sozialplänen
(lit. ater): Für sie gilt eine zeitliche
Beschränkung (sechs Monate),
aber keine betragsmässige Be-
schränkung.
< Alle sonstigen Forderungen (lit.
a): Für sie gilt die zeitliche Be-
schränkung von sechs Monaten
und eine betragsmässige Beschrän-
kung.

4.2.3 Höchstgrenze

Gemäss der obligatorischen Un-
fallversicherung handelt es sich bei
derHöchstgrenzeumdenmaximal

versicherten Jahresverdienst. Dies
sind zurzeit 126 000 Franken. Der
tatsächliche Verdienst oder der tat-
sächlich versicherte Lohn des be-
troffenen Arbeitnehmers spielen
keine Rolle. Massgeblich sind die
Bruttoforderungen (das heisst in-
klusive Sozialabzüge). Der Arbeit-
nehmer wird also nie den gesamten
Betrag ausbezahlt erhalten.

Forderungen, die den Höchst-
betrag übersteigen, fallen in die
dritte Klasse. Damit sind Arbeit-
nehmer die einzige Kategorie von
Gläubigern aus Dauerschuldver-
hältnissen, die im Konkurs in
grossem Umfang Forderungen
(die nach der Insolvenz entstanden
sind) geltend machen können.

4.2.4 Konkurrenz

Wie verhält es sich aber, wenn dem
Arbeitnehmer mehrere Forderun-
gen aus den verschiedenen Kate-
gorien zustehen? Zu denken ist
etwa an «normale» Arbeitsver-
tragsforderungen, Kautionen und
Sozialplanforderungen. Dazu ein
Beispiel: Dem Arbeitnehmer ste-
hen 80000 Franken aus Arbeits-
vertrag und 100000 Franken aus
dem Sozialplan zu. Es stellt sich
die Frage, wie diese beiden Forde-
rungen zu kollozieren sind. 
< Nach dem Wortlaut des Gesetzes
wären beide Forderungen im vol-
len Umfang in der ersten Klasse
einzuordnen.
< Dies ist nicht gerechtfertigt:
Der Arbeitnehmer muss sich mei-
nes Erachtens für den Höchst -
betrag anrechnen lassen, was er
an Sozialplanforderungen be-
kommt. Die 100 000 Franken aus
dem  Sozialplan sind voll in der
ersten Klasse zuzulassen. Zufolge
 An rechnung dieser 100 000 Fran-
ken sind von den «normalen»
Lohnforderungen jedoch nur
noch 26 000 Franken in der ers-
ten und die restlichen 54 000
Franken in der dritten Klasse zu
kollozieren. 
< Das steht so nicht im Gesetz. Es
ist aber sachlich gerechtfertigt.
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5. Privileg der
Mehrwertsteuer

5.1 Inkrafttreten

Seit 1. Januar 2010 ist das Zweit-
klassprivileg für MwSt.-Forderun-
gen in Kraft. Es wurde ihm Rah-
men der Revision des MwStG so-
zusagen durch die Hintertür einge-
führt, nachdem offenbar einem
GrossteilderParlamentarierdiePri -
vilegierung gemäss SchKG nicht
bewusst war. In der Botschaft des
Bundesrates wird folgende Recht-
fertigung für das Privileg angege-
ben: Der steuerpflichtige Schuld-
ner sei nur treuhänderisch tätig.
Sachlich wäre es gerechtfertigt, die
MwSt. als Sondervermögen auszu-
gestalten. Eine solche Regelung
wäre jedoch zu komplex, weshalb
ein Privileg einzuräumen sei.

Diese Argumentation über-
zeugt nicht. 1997 hatte der Ge-
setzgeber – sozusagen als kurzer
Lichtblick – erkannt, dass Steuer-
forderungen grundsätzlich kein
Privileg verdienen. Es wurde des-
halb für die Verrechnungssteuer
abgeschafft. Für die MwSt.-For-
derung gilt nichts anderes. Dem
Steuerpflichtigen kommt denn
auch keine treuhänderische Funk-
tion zu. Der effektive Grund für
das Privileg war denn auch viel-
mehr, dass der Bund jährlich Aus-
fälle auf MwSt.-Forderungen (von
rund 20 Milliarden Franken) in
der Höhe von über 200 Millionen
Franken erleidet. Dies sollte ver-
mieden werden. Es handelt sich
somit um ein klassisch fiskalisch
motiviertes Privileg. Dass dies un-
haltbar ist, muss nicht besonders
herausgestrichen werden.

5.2 Auswirkungen

Damit lassen sich auch die prakti-
schen Auswirkungen abschätzen:
Es kommen neu jährlich die er-
wähnten gut 200 Millionen Fran-
ken als privilegierte Forderungen
hinzu. Dies wird dazu führen, dass
in noch mehr Konkursverfahren
nicht einmal mehr die privilegier-

ten Forderungen gedeckt werden
können.WieeineStudiedesStaats -
sekretariats für Wirtschaft (Seco)
gezeigt hat, war dies schon vor Ein-
führung dieses Privilegs in 95 Pro-
zent aller Verfahren der Fall. Diese
Quote wird sich noch erhöhen.

Auch der Bundesrat geht in sei-
ner Botschaft vom September 2010
davon aus, dass das neue Privileg
nur für rund 50 Millionen der 200
Millionen Franken MwSt.-Forde-
rungen Deckung bringt. Damit
werden die MwSt.-Forderungen in
vielen Fällen die bisher schon klei-
ne freie Masse wegfressen. Dritt-
klassforderungen werden kaum
mehr bedient werden können.

Für Sanierungen bedeutet dies
wohl den Todesstoss. Bekanntlich
müssen bei einem Nachlassvertrag
sämtliche privilegierten Forderun-
gen voll gedeckt sein. In vielen
Fällen wird dies nicht mehr gege-
ben sein. In den anderen Fällen
wird zu wenig übrig bleiben, um
den Drittklassgläubigern noch
eine vernünftige Dividende aus-
richten zu können.

5.3 Umfang

Privilegiert sind sämtliche Steuer-
forderungen, die unter dem neuen
Gesetz entstehen. Verzugszinsen
sind akzessorisch zur Hauptforde-
rung. Das Privileg der Zinsforde-
rung richtet sich damit zwingend
nach dem Privileg der Hauptfor-
derung. Es gibt namentlich kein
Privileg für Verzugszinsforderun-
gen, wenn die Hauptforderung –
etwa weil vor dem 1. Januar 2010
entstanden – nicht privilegiert ist.
Bussen und Kosten fallen schon in
sachlicher Hinsicht nicht unter
das Privileg. 

Nicht privilegiert sind Steuer-
forderungen aus Leistungen, wel-
che von Gesetzes wegen oder auf-
grund behördlicher Anordnungen
erfolgten. Dabei handelt es sich
weitgehend um unechte Ausnah-
men. Erfasst sind insbesondere
Steuerforderungen im Zusam-
menhang mit Zwangsverwertun-

gen gemäss SchKG. Diese stellen
jedoch praxisgemäss ohnehin Ver-
wertungskosten beziehungsweise
in der Generalexekution Massen-
verbindlichkeiten dar. Als solche
werden sie vorab bezahlt, so dass
sich die Frage der Privilegierung
gar nicht stellt. 

5.4 Abschaffung

Die Einführung eines Privilegs für
MwSt.-Forderungen wurde in der
Lehre weitgehend kritisiert. Die
Expertengruppe «Nachlassrecht»
hat sich in einem Brief an den
Bundesrat geschlossen dagegen
ausgesprochen. Sie wies vor allem
darauf hin, dass ihr Vorschlag für
ein neues Sanierungsrecht mit
dem MwSt.-Privileg praktisch vor-
ab zu Makulatur wird. 

Für einmal wäre es angezeigt, er-
neutzulegiferieren.WenndemGe-
setzgeber – mangels Bewusstsein
vieler Parlamentarier – weitgehend
ohne Regelungswillen ein Lapsus
unterlaufen ist, dann stünde es ihm
gut,diesenraschmöglichstzubehe-
ben. Der Bundesrat hat deshalb die
Frage des Privilegs im Rahmen der
Botschaft zum Sanierungsrecht ei-
ner Prüfung unterzogen. Nicht zu-
letzt vor dem Hintergrund einer
rechtsvergleichenden Studie (Oli-
verDunant / ChristianSauter / Syl-
via Injian / Petra Beck / Curdin
Derungs, Grundlagen der Wirt-
schaftspolitik Nr. 19, Seco 2010)
kommt der Bundesrat dazu, dem
Parlament vorzuschlagen, das Pri-
vileg wieder abzuschaffen. Dem
Vernehmen nach soll das Sanie-
rungsrecht (einschliesslich der Ab-
schaffung des MwSt.-Privilegs)
noch Ende diesen Jahres im Parla-
ment behandelt werden. Die Ab-
schaffung dieses unsäglichen Privi-
legs wäre qualifiziert vernünftig.


